
Ottenbach, 12. November 2024

Sehr geehrte Frau Engler

Was Sie vielleicht nicht wissen:

Das hat Schaffhausen nun eingesehen. Schaffhausen steht zu seiner eigenen Verantwortung am Unrecht.

Besten Dank für Ihre Rückmeldung. Für Fragen stehe ich gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

Daniela Gianola 
 

 

Die Zwangsmassnahmen in meiner Jugend waren menschenrechtswidrig, wie die Schweiz später selbst 
zugegeben hat. Meine Biographie wäre eine völlig andere gewesen, wenn ich anständig behandelt worden 
wäre - statt «versorgt». Die, die mich «versorgt» haben, waren Behördenmitarbeitende des Kantons und 
der Gemeinden - nicht des Bundes.

Deshalb frage ich Sie:
Sind Sie bereit, in dieser Sache aktiv zu werden? Würden Sie prüfen, ob im Kanton Luzern ebenfalls ein 
Wiedergutmachungsgesetz mit finanzieller Solidaritätsgeste möglich wäre?

Ich habe den Eindruck, dass wir hiesigen Opfer des Kantons Luzern nicht dieselbe Wertschätzung erfahren. 
Unter den Opfern entsteht eine Zweiklassengesellschaft. Das darf nicht sein.

Präsidentin Kommission Gesundheit, Arbeit 
und soziale Sicherheit GASK
Pia Engler

Ich bin ein Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981. Das 
Bundesamt für Justiz hat mich als Opfer anerkannt. «Versorgt» wurde ich von Behörden im Kanton Luzern. 
Vom Bund habe ich deshalb einen Solidaritätsbeitrag erhalten.

Nach der Stadt Zürich will nun auch der Kanton Schaffhausen ab 1. Januar 2025 allen Opfern einen 
eigenen Solidaritätsbeitrag auszahlen. Alle Betroffenen aus Schaffhausen erhalten zusätzlich zum 
Bundesbeitrag nochmals 25'000 Franken - bezahlt je hälftig von Kanton und Gemeinden.

Da frage ich mich: Gilt das für meinen Fremdplatzierungskanton Luzern nicht? Waren es hier nicht auch die 
kantonalen und lokalen Behörden, die für die fragwürdigen und oft rechtswidrigen Entscheide von 
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen verantwortlich waren?

Kanton Schaffhausen zahlt ab 2025 einen eigenen Solidaritätsbeitrag für Opfer fürsorgerischer 
Zwangsmassnahmen. Und was tut mein Fremdplatzierungskanton Luzern?

Im erläuternden Bericht begründet der Schaffhauser Regierungsrat, warum er ein kantonales 
Wiedergutmachungsgesetz will: «Das Gesetz bezweckt die gesellschaftliche und rechtliche Anerkennung 
des geschehenen Unrechts durch fürsorgerische Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981, 
die den Opfern durch (kantonale oder kommunale) Behörden im Kanton Schaffhausen zugefügt worden 
sind. Der Solidaritätsbeitrag soll Ausdruck dessen sein, dass die heutige Gesellschaft sich solidarisch zeigt 
mit den Opfern und dass sie das Unrecht ausdrücklich anerkennt, das diese erlitten haben.»

Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen schreibt dazu in seinem Communiqué vom 29. August 2024: 
«Das geschehene Unrecht und das immense Leid lasteten und lasten noch heute schwer auf den Opfern.»



Hochdorf, 12. November 2024

Sehr geehrte Frau Engler

Was Sie vielleicht nicht wissen:

Das hat Schaffhausen nun eingesehen. Schaffhausen steht zu seiner eigenen Verantwortung am Unrecht.

Besten Dank für Ihre Rückmeldung. Für Fragen stehe ich gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

Deshalb frage ich Sie:
Sind Sie bereit, in dieser Sache aktiv zu werden? Würden Sie prüfen, ob im Kanton Luzern ebenfalls ein 
Wiedergutmachungsgesetz mit finanzieller Solidaritätsgeste möglich wäre?

Viola Gloor 

Die Zwangsmassnahmen in meiner Jugend waren menschenrechtswidrig, wie die Schweiz später selbst 
zugegeben hat. Meine Biographie wäre eine völlig andere gewesen, wenn ich anständig behandelt worden 
wäre - statt «versorgt». Die, die mich «versorgt» haben, waren Behördenmitarbeitende des Kantons und 
der Gemeinden - nicht des Bundes.

Nach der Stadt Zürich will nun auch der Kanton Schaffhausen ab 1. Januar 2025 allen Opfern einen 
eigenen Solidaritätsbeitrag auszahlen. Alle Betroffenen aus Schaffhausen erhalten zusätzlich zum 
Bundesbeitrag nochmals 25'000 Franken - bezahlt je hälftig von Kanton und Gemeinden.

Ich bin ein Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981. Das 
Bundesamt für Justiz hat mich als Opfer anerkannt. «Versorgt» wurde ich von Behörden im Kanton Luzern. 
Vom Bund habe ich deshalb einen Solidaritätsbeitrag erhalten.

Präsidentin Kommission Gesundheit, Arbeit 
und soziale Sicherheit GASK
Pia Engler

Ich habe den Eindruck, dass wir hiesigen Opfer des Kantons Luzern nicht dieselbe Wertschätzung erfahren. 
Unter den Opfern entsteht eine Zweiklassengesellschaft. Das darf nicht sein.

Da frage ich mich: Gilt das für meinen Fremdplatzierungskanton Luzern nicht? Waren es hier nicht auch die 
kantonalen und lokalen Behörden, die für die fragwürdigen und oft rechtswidrigen Entscheide von 
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen verantwortlich waren?

Kanton Schaffhausen zahlt ab 2025 einen eigenen Solidaritätsbeitrag für Opfer fürsorgerischer 
Zwangsmassnahmen. Und was tut mein Fremdplatzierungskanton Luzern?

Im erläuternden Bericht begründet der Schaffhauser Regierungsrat, warum er ein kantonales 
Wiedergutmachungsgesetz will: «Das Gesetz bezweckt die gesellschaftliche und rechtliche Anerkennung 
des geschehenen Unrechts durch fürsorgerische Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981, 
die den Opfern durch (kantonale oder kommunale) Behörden im Kanton Schaffhausen zugefügt worden 
sind. Der Solidaritätsbeitrag soll Ausdruck dessen sein, dass die heutige Gesellschaft sich solidarisch zeigt 
mit den Opfern und dass sie das Unrecht ausdrücklich anerkennt, das diese erlitten haben.»

Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen schreibt dazu in seinem Communiqué vom 29. August 2024: 
«Das geschehene Unrecht und das immense Leid lasteten und lasten noch heute schwer auf den Opfern.»



Rheinfelden, 12. November 2024

Sehr geehrte Frau Engler

Das hat Schaffhausen nun eingesehen. Schaffhausen steht zu seiner eigenen Verantwortung am Unrecht.

Besten Dank für Ihre Rückmeldung. Für Fragen stehe ich gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

Was Sie vielleicht nicht wissen: Nach der Stadt Zürich will nun auch der Kanton Schaffhausen ab 1. Januar 
2025 allen Opfern einen eigenen Solidaritätsbeitrag auszahlen. Alle Betroffenen aus Schaffhausen erhalten 
zusätzlich zum Bundesbeitrag nochmals 25’000 Franken - bezahlt je hälftig von Kanton und Gemeinden.

Theresa Rohr-Steinmann 

Diese fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 waren in vielen Fällen 
menschenrechtswidrig, wie die Schweiz später selbst zugegeben hat. Meine Biografie wäre eine völlig 
andere geworden, wenn ich bei den fürsorgerischen Fremdplatzierungen in Pflegefamilien und in einem 
Heim weniger Leid und keinen sexuellen Missbrauch erlebt hätte. Für diese Platzierungen waren 
Behördenmitarbeitende des Kantons und der Gemeinden - nicht des Bundes verantwortlich.

Ich bin ein Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981. Das 
Bundesamt für Justiz hat mich als Opfer anerkannt. Fremdplatziert wurde ich von Behörden im Kanton 
Luzern. Vom Bund habe ich deshalb einen Solidaritätsbeitrag erhalten.

Ich habe den Eindruck, dass wir hiesigen Opfer des Kantons Luzern nicht dieselbe Wertschätzung erfahren. 
Unter den Opfern entsteht eine Zweiklassengesellschaft. Das darf nicht sein.

Da frage ich mich: Gilt das für meinen Fremdplatzierungskanton Luzern nicht? Waren es hier nicht auch die 
kantonalen und lokalen Behörden, die für die fragwürdigen und oft rechtswidrigen fürsorgerischen 
Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 verantwortlich waren?

Präsidentin Kommission Gesundheit, Arbeit 
und soziale Sicherheit GASK
Pia Engler

Deshalb frage ich Sie:
Sind Sie bereit, in dieser Sache aktiv zu werden? Würden Sie prüfen, ob im Kanton Luzern als Zeichen der 
Solidarität ebenfalls ein Wiedergutmachungsgesetz mit Auszahlung eines kantonalen Solidaritätsbeitrags 
an uns Betroffene möglich wäre?

Kanton Schaffhausen zahlt ab 2025 einen eigenen Solidaritätsbeitrag für Opfer fürsorgerischer 
Zwangsmassnahmen. Und was tut mein Fremdplatzierungskanton Luzern?

Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen schreibt dazu in seinem Communiqué vom 29. August 2024: 
«Das geschehene Unrecht und das immense Leid lasteten und lasten noch heute schwer auf den Opfern.»

Im erläuternden Bericht begründet der Schaffhauser Regierungsrat, warum er ein kantonales 
Wiedergutmachungsgesetz will: «Das Gesetz bezweckt die gesellschaftliche und rechtliche Anerkennung 
des geschehenen Unrechts durch fürsorgerische Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981, 
die den Opfern durch (kantonale oder kommunale) Behörden im Kanton Schaffhausen zugefügt worden 
sind. Der Solidaritätsbeitrag soll Ausdruck dessen sein, dass die heutige Gesellschaft sich solidarisch zeigt 
mit den Opfern und dass sie das Unrecht ausdrücklich anerkennt, das diese erlitten haben.»
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Bericht

Mit Entscheid des Gemein~rates Emmen vom 25.3.1979 ~rurde die Vormund-

schaft über Beat Kreienbühl dem Unterzeichneten zur Weiterführang über-

tragen. Im Zeitpup~t der Uebernabme der Vormundschaft, arbeitete der

Bursche im Hotel Schönegg in Wengen. Seit dem 4.9.71 befindet sich

Beat im Haushalt seiner Mutter und seines Stiefvaters in Regensdorfo

Seit diesem Zeitpunkt arbeitet Beat als Sekuritaswärterj 'er verdient

ca, zwischen Fr.l'900.- bis Fr.2 '000.- pro r'Ionat.Von der Anor-dnung einer

Lohnverwaltung wurde Umgang genommen, da Beat seine finanziellen Ver-

pflichtungen ordnungsgemäss erfüllt. Man darf feststellen, dass sich der

Bursche - entgegen den Befürchtu~gen des früheren Vormundes - erfreulich

entwickelt hat und es bleibt zu hoffen, dass er sich \'leiterhin bestätigen

wirdo

Im Oktober 1970 vrurde ihm aus seinen Ersparnissen ein Betrag von Fr. 950.-

für die Anschaf'f'ungeines Nofa bewLLl.Lg t , Das Hofa benötigte er dringend,

um seinem Beruf als Sekuritaswärter nachgehen zu können.

Beat hat nun das 20. Altersjar~ zurückgelegt,am 9.9.72. Weitere vormund-

schaftliche Massnarillensind nicht notwendig.

lmträge:

Der vorliegende Bericht mit Abrechnung sei zu genehmigen.

- Die Vormundschaft sei aufzuheben.

Vormund sei zu entlassen.

Emmenbrücke, 1109.72

Der Vormund:

Beilage: -Abrechnung
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Ottenbach, 12. November 2024


Sehr geehrte Frau Engler


Was Sie vielleicht nicht wissen:


Das hat Schaffhausen nun eingesehen. Schaffhausen steht zu seiner eigenen Verantwortung am Unrecht.


Besten Dank für Ihre Rückmeldung. Für Fragen stehe ich gerne zur Verfügung.


Freundliche Grüsse


Daniela Gianola 
 


 


Die Zwangsmassnahmen in meiner Jugend waren menschenrechtswidrig, wie die Schweiz später selbst 
zugegeben hat. Meine Biographie wäre eine völlig andere gewesen, wenn ich anständig behandelt worden 
wäre - statt «versorgt». Die, die mich «versorgt» haben, waren Behördenmitarbeitende des Kantons und 
der Gemeinden - nicht des Bundes.


Deshalb frage ich Sie:
Sind Sie bereit, in dieser Sache aktiv zu werden? Würden Sie prüfen, ob im Kanton Luzern ebenfalls ein 
Wiedergutmachungsgesetz mit finanzieller Solidaritätsgeste möglich wäre?


Ich habe den Eindruck, dass wir hiesigen Opfer des Kantons Luzern nicht dieselbe Wertschätzung erfahren. 
Unter den Opfern entsteht eine Zweiklassengesellschaft. Das darf nicht sein.


Präsidentin Kommission Gesundheit, Arbeit 
und soziale Sicherheit GASK
Pia Engler


Ich bin ein Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981. Das 
Bundesamt für Justiz hat mich als Opfer anerkannt. «Versorgt» wurde ich von Behörden im Kanton Luzern. 
Vom Bund habe ich deshalb einen Solidaritätsbeitrag erhalten.


Nach der Stadt Zürich will nun auch der Kanton Schaffhausen ab 1. Januar 2025 allen Opfern einen 
eigenen Solidaritätsbeitrag auszahlen. Alle Betroffenen aus Schaffhausen erhalten zusätzlich zum 
Bundesbeitrag nochmals 25'000 Franken - bezahlt je hälftig von Kanton und Gemeinden.


Da frage ich mich: Gilt das für meinen Fremdplatzierungskanton Luzern nicht? Waren es hier nicht auch die 
kantonalen und lokalen Behörden, die für die fragwürdigen und oft rechtswidrigen Entscheide von 
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen verantwortlich waren?


Kanton Schaffhausen zahlt ab 2025 einen eigenen Solidaritätsbeitrag für Opfer fürsorgerischer 
Zwangsmassnahmen. Und was tut mein Fremdplatzierungskanton Luzern?


Im erläuternden Bericht begründet der Schaffhauser Regierungsrat, warum er ein kantonales 
Wiedergutmachungsgesetz will: «Das Gesetz bezweckt die gesellschaftliche und rechtliche Anerkennung 
des geschehenen Unrechts durch fürsorgerische Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981, 
die den Opfern durch (kantonale oder kommunale) Behörden im Kanton Schaffhausen zugefügt worden 
sind. Der Solidaritätsbeitrag soll Ausdruck dessen sein, dass die heutige Gesellschaft sich solidarisch zeigt 
mit den Opfern und dass sie das Unrecht ausdrücklich anerkennt, das diese erlitten haben.»


Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen schreibt dazu in seinem Communiqué vom 29. August 2024: 
«Das geschehene Unrecht und das immense Leid lasteten und lasten noch heute schwer auf den Opfern.»







Hochdorf, 12. November 2024


Sehr geehrte Frau Engler


Was Sie vielleicht nicht wissen:


Das hat Schaffhausen nun eingesehen. Schaffhausen steht zu seiner eigenen Verantwortung am Unrecht.


Besten Dank für Ihre Rückmeldung. Für Fragen stehe ich gerne zur Verfügung.


Freundliche Grüsse


Deshalb frage ich Sie:
Sind Sie bereit, in dieser Sache aktiv zu werden? Würden Sie prüfen, ob im Kanton Luzern ebenfalls ein 
Wiedergutmachungsgesetz mit finanzieller Solidaritätsgeste möglich wäre?


Viola Gloor 


Die Zwangsmassnahmen in meiner Jugend waren menschenrechtswidrig, wie die Schweiz später selbst 
zugegeben hat. Meine Biographie wäre eine völlig andere gewesen, wenn ich anständig behandelt worden 
wäre - statt «versorgt». Die, die mich «versorgt» haben, waren Behördenmitarbeitende des Kantons und 
der Gemeinden - nicht des Bundes.


Nach der Stadt Zürich will nun auch der Kanton Schaffhausen ab 1. Januar 2025 allen Opfern einen 
eigenen Solidaritätsbeitrag auszahlen. Alle Betroffenen aus Schaffhausen erhalten zusätzlich zum 
Bundesbeitrag nochmals 25'000 Franken - bezahlt je hälftig von Kanton und Gemeinden.


Ich bin ein Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981. Das 
Bundesamt für Justiz hat mich als Opfer anerkannt. «Versorgt» wurde ich von Behörden im Kanton Luzern. 
Vom Bund habe ich deshalb einen Solidaritätsbeitrag erhalten.


Präsidentin Kommission Gesundheit, Arbeit 
und soziale Sicherheit GASK
Pia Engler


Ich habe den Eindruck, dass wir hiesigen Opfer des Kantons Luzern nicht dieselbe Wertschätzung erfahren. 
Unter den Opfern entsteht eine Zweiklassengesellschaft. Das darf nicht sein.


Da frage ich mich: Gilt das für meinen Fremdplatzierungskanton Luzern nicht? Waren es hier nicht auch die 
kantonalen und lokalen Behörden, die für die fragwürdigen und oft rechtswidrigen Entscheide von 
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen verantwortlich waren?


Kanton Schaffhausen zahlt ab 2025 einen eigenen Solidaritätsbeitrag für Opfer fürsorgerischer 
Zwangsmassnahmen. Und was tut mein Fremdplatzierungskanton Luzern?


Im erläuternden Bericht begründet der Schaffhauser Regierungsrat, warum er ein kantonales 
Wiedergutmachungsgesetz will: «Das Gesetz bezweckt die gesellschaftliche und rechtliche Anerkennung 
des geschehenen Unrechts durch fürsorgerische Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981, 
die den Opfern durch (kantonale oder kommunale) Behörden im Kanton Schaffhausen zugefügt worden 
sind. Der Solidaritätsbeitrag soll Ausdruck dessen sein, dass die heutige Gesellschaft sich solidarisch zeigt 
mit den Opfern und dass sie das Unrecht ausdrücklich anerkennt, das diese erlitten haben.»


Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen schreibt dazu in seinem Communiqué vom 29. August 2024: 
«Das geschehene Unrecht und das immense Leid lasteten und lasten noch heute schwer auf den Opfern.»







Rheinfelden, 12. November 2024


Sehr geehrte Frau Engler


Das hat Schaffhausen nun eingesehen. Schaffhausen steht zu seiner eigenen Verantwortung am Unrecht.


Besten Dank für Ihre Rückmeldung. Für Fragen stehe ich gerne zur Verfügung.


Freundliche Grüsse


Was Sie vielleicht nicht wissen: Nach der Stadt Zürich will nun auch der Kanton Schaffhausen ab 1. Januar 
2025 allen Opfern einen eigenen Solidaritätsbeitrag auszahlen. Alle Betroffenen aus Schaffhausen erhalten 
zusätzlich zum Bundesbeitrag nochmals 25’000 Franken - bezahlt je hälftig von Kanton und Gemeinden.


Theresa Rohr-Steinmann 


Diese fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 waren in vielen Fällen 
menschenrechtswidrig, wie die Schweiz später selbst zugegeben hat. Meine Biografie wäre eine völlig 
andere geworden, wenn ich bei den fürsorgerischen Fremdplatzierungen in Pflegefamilien und in einem 
Heim weniger Leid und keinen sexuellen Missbrauch erlebt hätte. Für diese Platzierungen waren 
Behördenmitarbeitende des Kantons und der Gemeinden - nicht des Bundes verantwortlich.


Ich bin ein Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981. Das 
Bundesamt für Justiz hat mich als Opfer anerkannt. Fremdplatziert wurde ich von Behörden im Kanton 
Luzern. Vom Bund habe ich deshalb einen Solidaritätsbeitrag erhalten.


Ich habe den Eindruck, dass wir hiesigen Opfer des Kantons Luzern nicht dieselbe Wertschätzung erfahren. 
Unter den Opfern entsteht eine Zweiklassengesellschaft. Das darf nicht sein.


Da frage ich mich: Gilt das für meinen Fremdplatzierungskanton Luzern nicht? Waren es hier nicht auch die 
kantonalen und lokalen Behörden, die für die fragwürdigen und oft rechtswidrigen fürsorgerischen 
Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 verantwortlich waren?


Präsidentin Kommission Gesundheit, Arbeit 
und soziale Sicherheit GASK
Pia Engler


Deshalb frage ich Sie:
Sind Sie bereit, in dieser Sache aktiv zu werden? Würden Sie prüfen, ob im Kanton Luzern als Zeichen der 
Solidarität ebenfalls ein Wiedergutmachungsgesetz mit Auszahlung eines kantonalen Solidaritätsbeitrags 
an uns Betroffene möglich wäre?


Kanton Schaffhausen zahlt ab 2025 einen eigenen Solidaritätsbeitrag für Opfer fürsorgerischer 
Zwangsmassnahmen. Und was tut mein Fremdplatzierungskanton Luzern?


Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen schreibt dazu in seinem Communiqué vom 29. August 2024: 
«Das geschehene Unrecht und das immense Leid lasteten und lasten noch heute schwer auf den Opfern.»


Im erläuternden Bericht begründet der Schaffhauser Regierungsrat, warum er ein kantonales 
Wiedergutmachungsgesetz will: «Das Gesetz bezweckt die gesellschaftliche und rechtliche Anerkennung 
des geschehenen Unrechts durch fürsorgerische Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981, 
die den Opfern durch (kantonale oder kommunale) Behörden im Kanton Schaffhausen zugefügt worden 
sind. Der Solidaritätsbeitrag soll Ausdruck dessen sein, dass die heutige Gesellschaft sich solidarisch zeigt 
mit den Opfern und dass sie das Unrecht ausdrücklich anerkennt, das diese erlitten haben.»
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Bericht


Mit Entscheid des Gemein~rates Emmen vom 25.3.1979 ~rurde die Vormund-


schaft über Beat Kreienbühl dem Unterzeichneten zur Weiterführang über-


tragen. Im Zeitpup~t der Uebernabme der Vormundschaft, arbeitete der


Bursche im Hotel Schönegg in Wengen. Seit dem 4.9.71 befindet sich


Beat im Haushalt seiner Mutter und seines Stiefvaters in Regensdorfo


Seit diesem Zeitpunkt arbeitet Beat als Sekuritaswärterj 'er verdient


ca, zwischen Fr.l'900.- bis Fr.2 '000.- pro r'Ionat.Von der Anor-dnung einer


Lohnverwaltung wurde Umgang genommen, da Beat seine finanziellen Ver-


pflichtungen ordnungsgemäss erfüllt. Man darf feststellen, dass sich der


Bursche - entgegen den Befürchtu~gen des früheren Vormundes - erfreulich


entwickelt hat und es bleibt zu hoffen, dass er sich \'leiterhin bestätigen


wirdo


Im Oktober 1970 vrurde ihm aus seinen Ersparnissen ein Betrag von Fr. 950.-


für die Anschaf'f'ungeines Nofa bewLLl.Lg t , Das Hofa benötigte er dringend,


um seinem Beruf als Sekuritaswärter nachgehen zu können.


Beat hat nun das 20. Altersjar~ zurückgelegt,am 9.9.72. Weitere vormund-


schaftliche Massnarillensind nicht notwendig.


lmträge:


Der vorliegende Bericht mit Abrechnung sei zu genehmigen.


- Die Vormundschaft sei aufzuheben.


Vormund sei zu entlassen.


Emmenbrücke, 1109.72


Der Vormund:


Beilage: -Abrechnung
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